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Einleitung

Digitale Technologien haben in der Vergangenheit zu grundlegenden Ver-
änderungen in nahezu allen Lebensbereichen geführt. Die Güterdistribu-
tion stellt insoweit keine Ausnahme dar: Kaum ein Vertriebsweg ent-
wickelt und verändert sich so rasend schnell wie der Online-Handel.1 Zu-
nehmender Beliebtheit bei den Konsumenten erfreuen sich dabei insbe-
sondere Handels- und Vermittlungsplattformen, welche ihre digitale Infra-
struktur auch externen Produktanbietern zur Verfügung stellen, sodass die
Nutzer über eine Webseite Zugriff auf Produkte verschiedenster Anbieter
erhalten.2

Das Angebotsspektrum solcher digitaler Plattformen ist weit: So exis-
tieren sowohl Plattformen, die sich auf bestimmte Produkt- oder Nutzerka-
tegorien spezialisiert haben – wie beispielsweise das Hotelportal HRS, das
ausschließlich Hotelübernachtungen vermittelt – als auch Plattformen mit
einem weit gefächerten Produktangebot, wie etwa die beliebte Handels-
plattform Amazon Marketplace. Weitere Differenzierungen können sich
aufgrund des gewählten Finanzierungsmodells und Leistungsumfangs der
Plattform ergeben.3

Die Vorteile der Plattformen aus Abnehmersicht liegen auf der Hand:
Die für Handels- und Vermittlungsplattformen charakteristische Aggrega-
tion verschiedener Produktanbieter verbessert die Vergleichsmöglichkeiten
der Kunden und geht daher mit einer Suchkostenreduktion einher. Die Ab-
wicklung der Transaktion über die Plattform bringt zudem nicht selten
eine Zeitersparnis mit sich, insbesondere wenn der Kunde mit der Funkti-
onsweise der Plattform vertraut ist. Ein zusätzlicher Nutzen entsteht durch

1 Während der B2C-E-Commerce-Umsatz 2010 in Deutschland noch bei unter 25
Milliarden Euro lag, wird für das Jahr 2016 ein Anstieg auf über 44 Milliarden Euro
prognostiziert – dies entspricht also nahezu eine Verdopplung innerhalb von nur
sechs Jahren, vgl. HDE, Handelsverband Deutschland Online Monitor 2016, Bro-
schüre, S. 3.

2 So haben externe Händler 2014 über die Plattform Amazon Marketplace über zwei
Milliarden Produkte verkauft, eine Umsatzsteigerung von 100% im Vergleich zum
Vorjahr, vgl. http://marketplace-analytics.de/externe-haendler-haben-auf-amazon-
in-2014-ueber-2-milliarden-produkte-verkauft (zuletzt abgerufen am 1.12.2016).

3 Hierzu siehe nachfolgend Kap. 1.A.III.
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die hohe Transaktionssicherheit, die Handelsplattformen gewährleisten.4
Durch die weitgehend anonyme Abwicklung besteht bei den beiden Trans-
aktionspartnern vor Durchführung der Transaktion regelmäßig eine Unsi-
cherheit über deren Gelingen.5 Diese Unsicherheit kann beim Vertrieb
über Handelsplattformen gemindert werden, da Name und Bekanntheit des
Plattformanbieters insbesondere gegenüber der Nachfragerseite gleichsam
als „Versicherung“ für das Gelingen der Transaktion wirken.

Die Bedeutung der Handelsplattformen für die dort tätigen Produktan-
bieter wird insbesondere vor dem Hintergrund der Funktionsweise von
Meta-Suchmaschinen deutlich:6 Da gerade kleinere Anbieter von Produk-
ten und Dienstleistungen kaum in der Lage sind, genügend Traffic7 zu ge-
nerieren, um bei den Suchmaschinenlistungen auf einen der vorderen Plät-
ze zu gelangen, profitieren die Anbieter von der Bündelungsleistung gro-
ßer Plattformen, die die Anbieter im Internet für die Nutzer sichtbar ma-
chen. Zudem können die Produktanbieter auf den zeit- und kostenintensi-
ven Aufbau eines eigenen Online-Shops verzichten, Zugriff auf den oft-
mals umfangreichen Kundenstamm der Plattform erhalten und vom gefes-
tigten Vertrauen der Kunden in die Plattform profitieren.

Platform Revolution – von der Pipeline zur Plattform

Aus wettbewerblicher Perspektive bedeutsam – und damit auch für die
kartellrechtliche Beurteilung signifikant – ist der Umstand, dass das Wert-
schöpfungsmodell einer Plattform sich fundamental von dem im stationä-
ren Vertrieb dominierenden Geschäftsmodell der Pipeline unterscheidet.
Ein klassisches Pipeline-Unternehmen schafft in erster Linie Wertzu-
wachs, indem es Kontrolle über eine lineare Abfolge von Aktivitäten aus-
übt und Rohstoffe oder Vorprodukte in mehreren Schritten zu wert-

A.

4 Siehe Beil/Hohmann/Kullas, cepStudie: Vertikale Beschränkungen und offene On-
line-Marktplätze, 2014, S. 17.

5 Dies stellt ein allg. Problem des E-Commerce dar, vgl. Clement/Schreiber, Internet-
Ökonomie, 2. Aufl. 2013, S. 218.

6 Vgl. OECD, Summary of Discussion on the Hearing on Across-Platforms Parity
Agreements, DAF/COMP/M(2015)1/ANN2/FINAL, S. 7. Siehe auch Wey, WuW
2014, 119.

7 Mit dem Begriff „Traffic“ wird das Besucheraufkommen auf einer Internetseite be-
schrieben.
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voll(er)en Endprodukten weiterverarbeitet.8 Eine Plattform hingegen pro-
duziert die über die Plattform ausgetauschten Güter grundsätzlich nicht
selbst. Vielmehr konzentriert sich die Tätigkeit der Plattform auf die Be-
reitstellung einer Infrastruktur, über welche die Nutzer der Plattform (nut-
zer)eigene Güter austauschen können. Mit anderen Worten: Plattformen
schaffen keinen Mehrwert, indem sie selbst Ressourcen kontrollieren –
Plattformen schaffen einen Mehrwert, indem sie die externen Ressourcen
ihrer Nutzer organisieren. Damit erweitern Plattformen die traditionelle
Wertschöpfungskette: Ihr mehrschichtiges Beziehungsgeflecht schafft völ-
lig neue Formen und Möglichkeiten der Interaktion und Wertschöpfung.9

Die sprunghafte Zunahme plattformbasierter Geschäftsmodelle ist kein
Spezifikum des (elektronischen) Handels, sondern vielmehr eine Erschei-
nung, die in vielen von Digitalisierung betroffenen Bereichen beobachtet
werden kann. Die Autoren Parker, Van Alstyne und Choudary10 haben für
dieses Phänomen den Begriff der Platform Revolution geprägt. Ihrer An-
sicht zufolge handelt es dabei um den zweiten Schritt einer übergeordne-
ten Veränderung traditioneller Geschäftsmodelle durch Digitalisierungs-
prozesse, die im englischen Sprachraum auch als Digital Disruption be-
zeichnet wird.

Die Digitalisierung führte zunächst in einem ersten Schritt zur Substi-
tution analoger Pipeline-Unternehmen durch – effizienter arbeitende – di-
gitale Pipeline-Unternehmen: So brachte beispielsweise der Markteintritt
von Amazon, das als reiner Internetbuchhändler mit linearem Geschäfts-
modell begann, zahlreiche der stationären Buchhändler und Buchhandels-
ketten in Bedrängnis.11 Im zweiten Entwicklungsschritt der Digitalisie-
rung, in dem wir uns nach Einschätzung der Autoren aktuell (noch) befin-
den, wird das Pipeline-Modell insgesamt durch eine plattformbasierte Or-
ganisationsstruktur ersetzt. Plakativ verdeutlichen lassen sich diese Ent-
wicklungsschritte an der Entstehung des Fahrdienstvermittlers Uber, der
die Existenz klassischer Taxiunternehmen von Grund auf in Frage stellt,

8 Zum Wandel von der Pipeline zur Plattform siehe insb. Van Alstyne/Parker/Chou-
dary, Harvard Business Manager 6/2016, 23.

9 Parker/Van Alstyne/Choudary, Platform Revolution, 2016, S. 8 ff.
10 Parker/Van Alstyne/Choudary, (o. Fn. 9).
11 Diese Entwicklung ist nicht ohne Kritik geblieben. So betitelte die ZEIT in einem

Artikel vom 23.8.2012 Amazon als „Gigant ohne Geist“ und äußerte die Befürch-
tung „der Buchkultur, wie wir sie kennen, droht der Kollaps“, vgl. http://
www.zeit.de/2012/35/Verlag-Buchhaendler-Amazon (zuletzt abgerufen am
1.12.2016).
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oder auch an Airbnb, das auf dem Markt für die Vermietung von Privatun-
terkünften grundlegende und nachhaltige Veränderungen angestoßen ha-
ben dürfte.

Platform Revolution – Fluch oder Segen?

Plattformbasierte Geschäftsmodelle sind zweifellos mit einer Reihe von
Vorzügen verbunden. Plattformen fördern neue Formen der Wertschöp-
fung, indem sie umfassendere oder bisher unbekannte Formen der Interak-
tion zwischen ihren Mitgliedern ermöglichen. In einigen Bereichen kön-
nen Plattformen zudem (vielfach ineffizient arbeitende) klassische Gate-
keeper ersetzen, indem sie stattdessen auf den effizienten Mechanismus
direkter Nutzerrückmeldungen vertrauen:12 So setzt Amazon bei seinem E-
Book-Verlag Kindle Direct Publishing nicht – wie im klassischen Verlags-
wesen üblich – Lektoren zur qualitativen Selektion ein. Vielmehr wird
faktisch jedem Autor eine Veröffentlichung auf eigenes Risiko ermöglicht,
sodass die Nutzer selbst über ihr Nachfrageverhalten entscheiden, welche
Angebote sich auf lange Sicht durchsetzen werden. Diese offene Zugangs-
struktur begünstigt Innovationen und neue Produktentwicklungen.

Indem Plattformen die Kosten ihrer Verteilungsinfrastruktur auf eine
Vielzahl von Nutzern verteilen, ermöglichen sie die gemeinsame Nutzung
vorübergehend nicht benötigter Ressourcen (gemeinhin als Sharing Econ-
omy bezeichnet). Dies führt zu einer besonders effizienten Güterallokation
und damit einem schonendem Ressourceneinsatz, was letztlich auch der
Umwelt zugute kommen kann – wie besonders deutlich an der Entwick-
lung von Smart Grid-Technologien zu erkennen ist, bei der die verschiede-
nen Komponenten eines „intelligenten Stromnetzes“ kommunikativ mit-
einander verbunden werden und so eine optimale Netzauslastung ermögli-
chen.13 Durch die Bündelung von Anbietern und Nachfragern tragen Platt-
formen zudem zur Aggregation zersplitterter Märkte bei und können damit

B.

12 Beispiel bei Parker/Van Alstyne/Choudary, (o. Fn. 9), S. 7.
13 Als Smart Grid werden „intelligente Stromnetze“ bezeichnet, die dezentrale Ener-

gieressourcen und erneuerbare Energien in besonderer Weise mit einbeziehen.
Auch die Bundesregierung fördert aktuell zahlreiche Projekte in diesem Bereich,
vgl. http://www.bmwi.de/DE/Themen/Energie/Netze-und-Netzausbau/intelligente-
netze.html (zuletzt abgerufen am 1.12.2016).
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